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wir durchleben gerade eine 
Zeit, in der wir von einer Krise 
zur nächsten schlittern. Die 
Pandemie verliert zwar – dank 
der „harmloseren“ Omikron-
Variante – von ihrem großen 
Schrecken, doch bleiben die In-
zidenzen weiterhin sehr hoch. 
Der russische Angriffskrieg in 
der Ukraine sorgt für einen 
deutlichen Preisanstieg wichti-
ger Rohstoffe und fördert da-
durch die Inflation. Überra-
schenderweise bleibt trotz 
dieser beiden Krisen momen-
tan der Arbeitsmarkt erstaun-
lich stabil. Im März verzeichne-
te Baden-Württemberg 59 000 
weniger Arbeitslose als noch 
vor einem Jahr. Die Arbeitslo-
senquote sank demzufolge im 
März auf niedrige 3,4 Prozent 
(zum Vergleich März 2021:  
4,3 Prozent). Für Geflüchtete, 
die Arbeit suchen, bietet unser 
Arbeitsmarkt eine gute Pers-
pektive, da die Nachfrage nach 
Arbeitskräften enorm ist  
(aktuell circa 108 000 offene 
Stellen).

Die Situation im öffentlichen 
Dienst wird hingegen immer 
prekärer. Gemäß dem aktuel-
lem „Bleibebarometer“ von 
Next:Public und Hertie School 
können sich 80 Prozent der Be-
schäftigten im öffentlichen 
Dienst vorstellen, den Arbeit-
geber zu wechseln. Bereits 
jetzt fehlen im Kernbereich 
des öffentlichen Dienstes bun-
desweit 330 000 Menschen. 
Dies führt dazu, dass die Ar-
beitsbelastung für alle abseh-
bar immer weiter steigen wird. 
Die Unzufriedenheit ist ent-
sprechend groß und die Bin-
dung der Beschäftigten in der 
Verwaltung wird entspre-
chend schwächer.

Am Beispiel der Steuerverwal-
tung wird das Ausmaß des 
Personalproblems überdeut-

Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen,
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Editorial

lich. Obwohl in den letzten Jahren im 
Hinblick auf den enormen Personalbe-
darf aufgrund der Pensionsabgänge die 
Zugangsvoraussetzungen abgesenkt 
worden sind, haben von den Bewerbern 
für den gehobenen Dienst zum Einstel-
lungstermin 1. März 2022 nur 40 Pro-
zent der Bewerber die notwendigen 
schulischen Voraussetzungen erfüllt. 
Dementsprechend konnten von den 120 
zur Verfügung stehenden Studienplät-
zen nur 84 besetzt werden. Von den Be-
werbern für den mittleren Dienst mit 
Ausbildungsbeginn September 2022 er-
füllen aktuell auch nur 49 Prozent die 
schulischen Voraussetzungen.

Ein stichhaltiges Indiz dafür, dass die Ar-
beitsplätze in der Steuerverwaltung und 
im gesamten öffentlichen Dienst nicht 
mit der Attraktivität vergleichbarer Ar-
beitsplätze in der Privatwirtschaft mit-
halten können. Die Notendurchschnitte 
der Abschlussklassen für Abitur und 
mittlerer Reife sind in den vergangenen 
Jahrzehnten nicht schlechter, sondern 
sogar besser geworden (ohne diesen 
Umstand hier werten zu wollen). Doch 
die guten Absolventen entscheiden sich 
eben nicht für den sicheren Arbeitsplatz 
im öffentlichen Dienst. Sie wissen, dass 
bei guter Qualifizierung, trotz Krisen, die 
Wirtschaft die besseren Möglichkeiten 
bietet. Ein nicht unerheblicher Teil der 
guten Schulabsolventen entscheiden 
sich bewusst für ein besseres Gehalt bei 
niedrigerer Wochenarbeitszeit. Man 
kann es ihnen nicht verdenken!

Ende März war zu vernehmen, dass die 
Renten zum 1. Juli dieses Jahres stärker 
steigen als zuvor angenommen. Im 
Westen werden sie um 5,35 Prozent an-
steigen und im Osten sogar um 6,12 
Prozent. Ein starker Anstieg, der voraus-
sichtlich geradeso die Inflation ausglei-
chen könnte. Diese Erhöhung ist deshalb 
wichtig und vor allem richtig. Sie zeigt 
uns allerdings umso mehr, dass die line-
are Erhöhung der Bezüge im öffentli-
chen Dienst um 2,8 Prozent ab 1. De-
zember 2022 keinesfalls ausreichen 
kann, um die Preissteigerungen auch 
nur annähernd zu kompensieren. Jeder 
Tarifbeschäftigte, jede Beamtin und je-

der Beamte, egal ob aktiv beschäftigt 
oder bereits in Pension, hat dieses Jahr 
einen Reallohnverlust zu verkraften. Al-
lesamt können sich in den Jahren 2022 
und 2023 spürbar weniger für ihr Geld 
leisten als dies in den Jahren zuvor der 
Fall war. Die Ökonominnen und Ökono-
men, die bis Anfang März 2022 am 38. 
Ökonomenpanel teilgenommen hatten, 
erwarten für Deutschland für das Jahr 
2022 eine durchschnittliche Inflationsra-
te von 4,4 Prozent. Der Sachverständi-
genrat zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung (Wirt-
schaftsweise) rechnet für das Gesamt-
jahr 2022 bereits mit einer Inflation von 
bis zu 6,3 Prozent. Ich würde mich nicht 
wundern, wenn auch diese Rate noch 
einmal nach oben angehoben werden 
muss, da im März mit 7,3 Prozent die 
höchste Steigerung der Verbraucher-
preise seit 48 Jahren (April 1974) zu ver-
zeichnen war. 

Die Frage ist, wie versteht der Dienst-
herr seine Fürsorgepflicht und wie ver-
sucht der Dienstherr den verfassungs-
mäßig geschützten Anspruch auf Ali-
mentation und der damit verbundenen 
sachgerechten Teilhabe an der Einkom-
mensentwicklung umzusetzen, die so-
wohl für die aktive Beamtenschaft als 
auch für die Versorgungsempfänger (bis 
zum Lebensende!) gilt? 

Herzliche Grüße 
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CDU-Abgeordnete und Amtschef des Innenministeriums sind sich einig:

Lebensarbeitszeitkonten sollen  
im Doppelhaushalt 2023/2024  
verankert werden
Die Einführung von Lebensarbeitszeitkonten für Beamtinnen und Beam-
te rückt näher. Eine entsprechende Regelung soll im Doppelhaushalt 
2023/2024 verankert werden. Das erklärten Abgeordnete der CDU-Land-
tagsfraktion und Staatssekretär Julian Würtenberger, Amtschef im Innen-
ministerium, am 10. März 2022 gegenüber Spitzenvertretern des BBW 
übereinstimmend. 

Über die Ausgestaltung einer 
entsprechenden Regelung gibt 
es aber offensichtlich noch Be-
ratungsbedarf. Das wurde im 
Verlauf der Unterredung deut-
lich. BBW-Chef Kai Rosenber-
ger reagierte umgehend. Er 
legte klipp und klar dar, dass 
der BBW nach wie vor an der 
Einrichtung von freiwilligen  
Lebensarbeitszeitkonten ohne 
Einsparverpflichtung und die 
flexible Festlegung des Arbeits-
zeitrahmens festhalte. Vorbild 

solle das hessische Modell sein, 
das einen Einstieg in die Ver-
kürzung der Wochenarbeitszeit 
möglich mache.

Der BBW fordert seit mehr als 
zehn Jahren die Einrichtung 
von Lebensarbeitszeitkonten. 
Im Jahr 2011 schien Bewegung 
in die Angelegenheit zu kom-
men. Die damalige schwarz-
gelbe Regierung legte ein Mo-
dell vor, das mit einer Einspar-
verpflichtung von jährlich 160 

Millionen Euro verknüpft war. 
Aufgrund des Regierungswech-
sels wurde nichts daraus. Ge-
blieben ist jedoch die BBW-For-
derung nach freiwilligen Le-
bensarbeitszeitkonten ohne 
Einsparverpflichtung im Rah-
men der Weiterentwicklung 
und Modernisierung des öf-
fentlichen Dienstrechts in Ba-
den-Württemberg. Hinzuge-
kommen ist in diesen Jahren 
der dringende Appell an die Po-
litik, endlich die 41-Stunden-

Woche im Beamtenbereich zu 
beenden, die seit September 
2003 gilt.

Seit 2018 verknüpft der BBW 
die Einführung von Lebensar-
beitszeitkonten mit seiner zen-
tralen Forderung nach einer 
Reduzierung der 41-Stunden-
Woche im Beamtenbereich auf 
die im Tarifbereich des öffentli-
chen Dienstes geltende Wo-
chenarbeitszeit. Aus Sicht des 
BBW wäre nämlich ein Einstieg 
in eine Verkürzung der Wo-
chenarbeitszeit über die Ein-
führung von Lebensarbeitszeit-
konten machbar, die sich am 
hessischen Modell orientieren. 

Denkbar wäre eine Interimslö-
sung, erläuterte BBW-Chef Ro-
senberger gegenüber Staatsse-

 < Gedankenaustausch mit Staatssekretär Julian Würtenberger und Abgeordneten der CDU (im Bild rechte Seite von 
links): Magnus Welsch, Büro Würtenberger; Thomas Blenke, stellv. CDU-Fraktionsvorsitzender; Staatssekretär Julian 
Würtenberger; der CDU-Abgeordnete Tobias Wald; Florian Wahl, Parlamentarischer Berater in der CDU-Landtags-
fraktion; die BBW-Delegation (im Bild linke Seite von links): BBW-Vize Joachim Lautensack; BBW-Chef Kai Rosenber-
ger; BBW-Justiziarin und Geschäftsführerin Susanne Hauth. 
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kretär Würtenberger und den 
CDU-Parlamentariern die Über-
legungen seiner Organisation. 
In einem ersten Schritt könnte 
zunächst eine zwingende Gut-
schrift von 1,5 Stunden auf ein 
Lebensarbeitszeitkonto erfol-
gen, etwa nach dem Beispiel 
Hessen, das im Rahmen der 
41-Stunden-Woche zwingend 
eine Stunde dem Lebensar-
beitszeitkonto gutschreibt, 
entsprechend bei Lehrerinnen 
und Lehrern eine halbe Depu-
tatsstunde. Die Abgeordneten 
der CDU-Landtagsfraktion sig-
nalisierten überwiegend Zu-
stimmung. Weiteren Bera-
tungsbedarf sieht hingegen 
der Amtschef des Innenminis-
teriums. Er brachte das Lebens-
arbeitszeitkontomodell des 
Bundes und das Thüringer Mo-
dell ins Gespräch.

 < Das Modell des Bundes

Das Arbeitszeitkontomodell 
des Bundes ist seit 1. Januar 
2021 in Kraft. Danach kann 
dem auf Antrag der Beschäf-
tigten freiwillig eingerichteten 
Lebensarbeitszeitkonto ein 
Zeitguthaben von bis zu 1 400 
Stunden gutgeschrieben wer-

den, sofern die Dienststelle ein 
solches anbietet. Angespart 
werden können Stunden, die 
durch eine freiwillige Erhöhung 
der wöchentlichen Arbeitszeit 
um bis zu drei Stunden bei er-
höhtem Arbeitsanfall geleistet 
werden und/oder bis zu 40 
Stunden pro Jahr aus angeord-
neter oder genehmigter Mehr-
arbeit. Eine Entnahme des an-
gesparten Zeitguthabens er-
folgt durch finanziell abgesi-
cherte Freistellung, die für ei-
nen zusammenhängenden 
Zeitraum von grundsätzlich 
höchstens drei Monaten – 
auch unmittelbar vor Eintritt in 
den Ruhestand – oder durch 
Verkürzung der Wochenar-
beitszeit möglich ist.

 < Das Thüringer Modell

Das Thüringer Modell befindet 
sich noch in der Erprobungs-
phase. Die Entscheidung, ob 
die Erprobung von Lebensar-
beitszeitkonten zugelassen 
wird, obliegt der obersten 
Dienstbehörde. Beamtinnen 
und Beamten, denen die Füh-
rung eines Lebensarbeitszeit-
konto gestattet worden ist, 
wird die regelmäßige wöchent-
liche Arbeitszeit auf ihren An-
trag um bis zu zwei Stunden 
erhöht. Dem Lebensarbeits-
zeitkonto können bei vollzeit-
beschäftigten Beamtinnen und 
Beamten maximal 1 040 Stun-
den gutgeschrieben werden. 
Bei Teilzeitbeschäftigten wird 
eine entsprechende Anpassung 
vorgenommen. Der Zeitaus-
gleich des angesparten Zeit-
guthabens wird durch Freistel-
lung vom Dienst unter Fort-
zahlung der Besoldung ge-
währt, wobei es keine zeitliche 
Beschränkung gibt.

Weder mit dem Modell des 
Bundes noch mit dem Thürin-
ger Modell konnte Staatssekre-
tär Würtenberger bei BBW-
Chef Rosenberger noch seinem 
Stellvertreter Joachim Lauten-
sack und BBW-Justiziarin und 
Geschäftsführerin Susanne 
Hauth punkten. Rosenberger 
begründete im Gegenzug, war-
um der BBW auf die Einrich-

tung von Lebensarbeitszeit-
konten nach hessischem Vor-
bild dränge und worauf es ihm 
dabei ankomme: Lebensar-
beitszeitkonten erhöhten die 
Arbeitszeitsouveränität der Be-
schäftigten und die Flexibilität 
der Arbeitszeit. Sie machen 
eine Beschäftigung im öffentli-
chen Dienst aber nicht nur at-
traktiver. Die Flexibilisierung 
der Arbeitszeit gewinne vor 
dem Hintergrund des steigen-
den Pensionseintrittsalters 
auch zunehmend an Bedeu-
tung. Lebensarbeitszeitkonten 
ermöglichten zusätzliche Frei-
räume während des Berufsle-
bens für familien- und pflege-
bedingte Aufgaben und Frei-
zeit. Außerdem ermöglichten 
sie vor dem Eintritt in den Ru-
hestand die Freistellung vom 
Dienst im Umfang des erwor-
benen Zeitguthabens unter 
Fortzahlung der vollen Dienst-
bezüge und damit gegebenen-
falls auch den Ausgleich von 
Versorgungsabschlägen. 

Wichtig für den BBW sei auch 
die Verhinderung von Miss-
brauch, betonte der BBW-Vor-
sitzende. Der Dienstherr müsse 
deshalb eine adäquate Aus-
stattung mit Personal sicher-
stellen und die entsprechen-
den Planstellen bereitstellen. 
Personalfehlbestände dürften 
nicht dadurch ausgeglichen 
werden, dass auf die Anspar-
möglichkeit von Mehrarbeit 
mittels Lebensarbeitszeitkon-
ten verwiesen wird. Insbeson-
dere aber müssten Stellen in 
der Freistellungsphase vor dem 
Ruhestand wiederbesetzt wer-
den. Auch eine generelle Erhö-
hung der Wochenarbeitszeit 
müsse ausgeschlossen werden.

 < Forderungskatalog des 
BBW

Gegenstand der Unterredung 
waren auch weitere Punkte 
des BBW-Forderungskataloges, 
insbesondere die Einführung 
des Hamburger Modells, die 
der BBW gerne verhindern 
würde. Auf viel Unterstützung 
aus den Reihen der CDU kann 
er dabei allerdings nicht bauen. 

Der CDU sind aufgrund des  
Koalitionsvertrages die Hände 
mehr oder weniger gebunden. 
Und so weiß man beim BBW 
auch, dass schon viel erreicht 
wäre, würde das Hamburger 
Modell im Land auf den Perso-
nenkreis begrenzt, der bereits 
jetzt gesetzlich krankenversi-
chert sei. 

Gesprochen hat man auch 
über die noch verbliebenen 
Verschlechterungen aus dem 
Haushaltsbegleitgesetz 
2013/2014 wie die Verschlech-
terungen der zahntechnischen 
Leistungen und vor allem auch 
die Berücksichtigung der Ren-
teneinkünfte bei der Ermitt-
lung der Einkünftegrenze für 
beihilfeberechtigte Ehe- und 
Lebenspartner. Kritisch merk-
ten die BBW-Vertreter dazu an: 
Nach wie vor sei der Ärger groß 
über die Art und Weise, wie 
das Land die abgesenkte Ein-
künftegrenze wieder auf zu-
nächst 18 000 Euro, ab 2021 
auf 20 000 Euro angehoben, 
dabei aber den niedrigeren An-
satz des steuerlichen Ertrags-
anteils durch die deutlich hö-
here Bruttorente ersetzt habe.

Themen der einstündigen Un-
terredung, die im Haus des 
Landtags stattgefunden hat, 
waren auch die Mütterrente, 
die Bereitstellung von Staats-
wohnungen für Beamte und 
Tarifbeschäftigte sowie die 
Verfolgung jeglicher Gewalt 
gegen öffentlich Beschäftigte. 

 < Die Gesprächspartner

An der Unterredung haben teil-
genommen: Staatssekretär Ju-
lian Würtenberger, der Amts-
chef des Innenministeriums; 
die CDU-Abgeordneten Tho-
mas Blenke und Tobias Wald; 
Dr. Corinna Moser, Parlamenta-
rische Beraterin; Florian Wahl, 
Parlamentarischer Berater; 
Magnus Welsch, Büro von 
Staatssekretär Julian Würten-
berger; BBW-Vorsitzender Kai 
Rosenberger; BBW-Vize Joa-
chim Lautensack; BBW-Justi-
ziarin und Geschäftsführerin 
Susanne Hauth.  
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Weil sich die Interpretation des Rechts wie Unrecht anfühlt:

Ärger und Verdruss über  
Coronasonderzahlung halten  
nach wie vor an
Der Gesetzgeber verwehrt allen die volle Coronaprämie, die sich gegen-
wärtig in der Ansparphase eines Sabbatjahr- oder Altersteilzeitmodells 
befinden, obwohl sie zu 100 Prozent arbeiten. Das und Härtefälle im Zu-
sammenhang mit der im Gesetzentwurf zur Coronasonderzahlung für Be-
amtinnen und Beamte sowie Auszubildende verankerten Stichtagregelung 
haben den BBW erneut auf den Plan gerufen. Die Forderung auf Nachbes-
serungen hat das Finanzministerium postwendend zurückgewiesen. 

Mit der ablehnenden Haltung 
des Ministeriums gibt sich der 
BBW jedoch nicht zufrieden. 
BBW-Chef Kai Rosenberger hat 
um Unterstützung werbend in-
zwischen Kontakt mit der 
CDU-Landtagsfraktion aufge-
nommen.

Ärger und Verdruss über die 
Coronasonderzahlung halten 
also an. Weil Teilzeitbeschäf-
tigte im Sabbatjahr- oder Al-
tersteilzeitmodell sowie bei be-
grenzter Dienstfähigkeit die 
Coronasonderzahlung nur ent-
sprechend des Teilzeitumfangs 
erhalten, obwohl sie zu 100 
Prozent arbeiten, hatte sich der 
BBW erneut an das Finanzmi-
nisterium gewandt und „für 

volles Engagement und Einsatz 
während der Coronapandemie 
eine volle Coronaprämie“ an-
gemahnt. Rechtlich unterlegt 
wurde die Forderung mit dem 
Hinweis auf § 8 Abs. 2 Satz 2 
LBesGBW, wonach bei einer 
Teilzeitbeschäftigung mit un-
gleichmäßig verteilter Arbeits-
zeit, die sich in eine Beschäfti-
gungs- und eine Freistellungs-
phase aufteilt, „andere Besol-
dungsbestandteile“ entspre-
chend dem Umfang der tat-
sächlich geleisteten Tätigkeit 
während der Beschäftigungs-
phase gewährt werden, wenn 
sie aufgrund ihrer Anspruchs-
voraussetzungen in der Zeit 
der Freistellungsphase nicht 
gewährt werden können.

Für Verdruss bei Betroffenen 
sorgt auch die Stichtagsrege-
lung. Beispielhaft dafür ist der 
Fall eines Beschäftigten, der 
zum 15. November 2021 ver-
beamtet wurde, davor jedoch 
schon als Arbeitnehmer beim 
Land beschäftigt war. Er erfüllt 
weder die Voraussetzungen im 
Tarifbereich noch im Beamten-
bereich. Auch dieser Fall dürfe 
nicht ausgeschlossen bleiben, 
mahnte der BBW.

Das Finanzministerium hat mit 
Schreiben vom 10. März 2022 
wie folgt reagiert:

 < 1. Sabbatjahr sowie Alters-
teilzeitmodell/begrenzte 
Dienstfähigkeit

„Der vorliegende Gesetzent-
wurf soll die bei Teilzeitbe-
schäftigung geltenden Rege-
lungen des TV Coronasonder-
zahlung vom 29. November 
2021 wirkungsgleich auf die 
Besoldung übertragen. Nach 
dem TV Coronasonderzahlung 
erhalten Teilzeitbeschäftigte 
sonstige Entgeltbestandteile 
entsprechend ihrer Teilzeitquo-
te. Dies gilt unter anderem 
auch für die Anspar- und Frei-
stellungsphase bei einem Sab-
batjahrmodell. Die von Ihnen 
genannte gesetzliche Regelung 
findet bei der Coronasonder-
zahlung keine Anwendung, 
weil die Sonderzahlung ent-

sprechend ihrer Anspruchsvor-
aussetzungen auch in der Frei-
stellungsphase gezahlt werden 
kann. Würde davon abgewi-
chen und ausschließlich auf die 
tatsächlich geleistete Tätigkeit 
abgehoben, könnte Personen, 
die sich zum Stichtag beispiels-
weise im Freistellungsjahr be-
funden haben, entgegen ihrer 
Teilzeitvereinbarung keine Co-
ronasonderzahlung gewährt 
werden. Zu den in § 8 Abs. 2. 
Satz 2 LBesGBW genannten an-
deren Besoldungsleistungen 
gehören insbesondere tätig-
keitsbezogene Stellenzulagen, 
die ihrer Rechtsnatur nach 
nicht in der Freistellungsphase 
gewährt werden können. Ent-
sprechend werden diese ge-
mäß § 8 Abs. 2 Satz 2 LBesGBW 
in der Ansparphase entspre-
chend dem Umfang der tat-
sächlich geleisteten Tätigkeit 
gezahlt.

Im Falle der Coronasonderzah-
lung findet aus obigen Grün-
den die von Ihnen genannte 
gesetzliche Regelung auch bei 
Personen in Altersteilzeit 
(Block-, Gleichverteiler- und In-
dividualmodell) keine Anwen-
dung. Begrenzt dienstfähige 
Personen werden aufgrund ih-
rer reduzierten regelmäßigen 
Arbeitszeit wie Teilzeitbeschäf-
tigte behandelt. Ihre besonde-
re Situation wird durch die 
Sonderregelungen in § 72 
LBesGBW gewürdigt.

 < 2. Stichtagsregelung  
und Verbeamtung im  
November 2021

Für alle Beamtinnen und 
Beamten, Richterinnen und 
Richter sowie Auszubildenden 
in öffentlich-rechtlichen Aus-
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bildungsverhältnissen mit An-
spruch auf Unterhaltsbeihilfe 
gelten die Anspruchsvoraus-
setzungen für die Coronason-
derzahlung gleichermaßen. Bei 
Masseverfahren wie die Aus-
zahlung der Coronasonderzah-
lung ist der Gesetzgeber ge-
zwungen, praktischen Erfor-
dernissen Rechnung zu tragen. 
Dabei dienen Stichtagsregelun-
gen generell einer praktikab-
len, transparenten und rechts-
sicheren Bestimmung an-
spruchsberechtigter Personen. 
Insbesondere (Einzelfall-)Här-
ten lassen sich aufgrund des 
erforderlichen stark typisieren-
den Charakters einer stichtags-
bezogenen Regelung leider 
nicht gänzlich vermeiden. Dies 
trifft vor allem auf den von Ih-
nen geschilderten Fall zu, was 
wir sehr bedauern und um Ver-
ständnis bitten.“ Auch wenn 
die Anzahl der Betroffenen 
überschaubar ist, denen die 

Coronasonderzahlung zum Teil 
beziehungsweise vollkommen 
vorenthalten wird, steht für 
BBW-Chef Rosenberger außer 
Frage, dass allen, die über den 
gesamten Pandemiezeitraum 
durchgängig gearbeitet haben, 
auch die Coronasonderzahlung 
zusteht. Daran ändert auch die 
ablehnende Haltung des Fi-
nanzministeriums nichts. Des-
halb hat sich Rosenberger auch 
an die CDU-Landtagsfraktion 
gewandt und dort um Unter-
stützung geworben. 

Inzwischen sind aus Sicht des 
BBW nämlich noch weitere Un-
stimmigkeiten in Bezug auf die 
Coronasonderzahlung bekannt 
geworden. So erhalten Beam-
tinnen und Beamte, die in El-
ternzeit sind und vor der El-
ternzeit vollzeitbeschäftigt wa-
ren, die Zahlung in voller Höhe, 
wenn ihnen im Zeitraum zwi-
schen dem 1. Januar und dem 

30. November 2021 zumindest 
für einen Tag Dienstbezüge zu-
standen. Hingegen erhalten 
Beamtinnen und Beamte, die 
vor der Elternzeit vollzeitbe-
schäftigt waren und während 
der Elternzeit (ausschlagge-
bend ist der Stichtag) Teilzeit 
arbeiten, die Zahlung nur in 
Höhe der Teilzeitbeschäfti-
gung.

Für den BBW handelt es sich 
dabei um eine ungerechtfertig-
te Ungleichbehandlung und 
Benachteiligung. Denn warum 
sollte eine Beamtin oder ein 
Beamter, die oder der Elternzeit 
hat und zu Hause bleibt, bes-
sergestellt sein als eine Beam-
tin oder ein Beamter, der dem 
Dienstherrn in der Elternzeit 
zumindest teilweise seine Ar-
beitskraft zur Verfügung stellt? 
„Das kann doch so nicht ge-
wollt sein“, stellte Rosenberger 
in seinem Schreiben an einen 

Abgeordneten der CDU fest. 
Zugleich informierte er darü-
ber, dass der BBW diese Fall-
konstellation auch dem Finanz-
ministerium mit der Bitte um 
Prüfung zugeleitet habe.

Die Stichtagsregelung trifft 
diejenigen besonders hart, die 
über den gesamten Pandemie-
zeitraum durchgängig gearbei-
tet haben, aber zum 15. No-
vember 2021 vom Angestell-
tenverhältnis ins Beamtenver-
hältnis überführt wurden. Auf 
diesen Sachbestand einge-
hend, machte Rosenberger in 
seinem Schreiben auf die Ver-
fahrensweise anderer Bundes-
länder aufmerksam: Diese hät-
ten diese Problematik nämlich 
ausgeschlossen, indem sie für 
Tarifbeschäftigte und Beamte 
denselben Stichtag festgesetzt 
haben.  
 
 

BBW bestätigt Ergebnis der McKinsey-Studie:

Fort- und Weiterbildung kommen auch im  
öffentlichen Dienst des Landes zu kurz
In deutschen Behörden besteht 
Nachholbedarf bei der Fort- 
und Weiterbildung. Zu diesem 
Ergebnis kommt eine Studie 
vom Stifterverband und der 
Unternehmensberatung 
McKinsey. Der BBW hat diese 
Einschätzung gegenüber dem 
Staatsanzeiger bestätigt: Fort- 
und Weiterbildung kommen im 
öffentlichen Dienst zu kurz.

Während bei Unternehmen der 
Privatwirtschaft laut McKinsey 
gegenwärtig 52 Prozent struk-
turiert die Kompetenzbedarfe 
ihrer Beschäftigten erfassen, 
seien es bei den öffentlichen 
Verwaltungen nur 24 Prozent. 
Um gesamtgesellschaftliche 
Herausforderungen wie die Di-
gitalisierung zu meistern, sollte 
in deutschen Verwaltungen die 
Fort- und Weiterbildung syste-
matischer und strategischer in 
zukunftsweisenden Fähigkei-

ten erfolgen, heißt es in der 
Studie. Für die Untersuchung 
waren rund 500 Behörden und 
Unternehmen befragt worden. 

Nach Einschätzung des BBW 
weist das Ergebnis dieser Stu-
die den Weg in die richtige 
Richtung. Die Pandemie habe 
zwar dafür gesorgt, dass die 
Verwaltung innerhalb von 
„nur“ zwei Jahren in einem 
Maße digitaler wurde, wie das 
zuvor in einem solch kurzen 
Zeitraum noch unvorstellbar 
gewesen wäre. Allerdings habe 
man die Digitalisierung haupt-
sächlich dafür genutzt, die täg-
liche Arbeit vom Büro in der 
Behörde ins Homeoffice zu ver-
lagern. „Fort- und Weiterbil-
dung hatte nur eine unterge-
ordnete Priorität“, erklärte 
BBW-Chef Rosenberger. Die vor 
der Pandemie geplanten Prä-
senzseminarangebote für die 

Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst sind laut Rosenberger 
überwiegend ersatzlos wegge-
fallen. Nur wenige Fortbildun-
gen seien auf digitale Formate 
umgestellt worden. 

Um mit dem rasanten Tempo 
neuer Entwicklungen wie He-
terogenität und Diversität so-
wie zunehmender Digitalisie-
rung Schritt zu halten, müssen 
nach Auffassung des BBW Fort- 
und Weiterbildung stärker ge-
fördert werden. Entsprechende 
Angebote seien vorrangig wäh-
rend der Dienstzeit/Arbeitszeit 
anzubieten. „Den Beschäftig-
ten muss hierfür die entspre-
chende Zeit zur Verfügung ge-
stellt werden“, fordert Rosen-
berger. Zudem müsse für Ar-
beitsentlastung gesorgt wer-
den, damit Fortbildung nicht 
durch zusätzlichen Arbeits-
druck erkauft werden muss. 

Nach Auffassung des BBW 
braucht es außerdem ein we-
sentlich größeres Maß an Flexi-
bilisierung bei den Fort- und 
Weiterbildungsangeboten. Er-
forderlich seien Modularisie-
rung und weniger Präsenzzei-
ten am Stück – auch durch den 
Einsatz von Blended Learning, 
bei dem die Vorteile von Prä-
senzveranstaltungen und E-
Learning kombiniert werden. 
Zudem seien die Plattformen 
der Aus- und Weiterbildung 
stärker zu verzahnen. 

Dass all diese Maßnahmen 
Geld kosten, räumt Rosenber-
ger unumwunden ein. Doch die 
Pandemie und auch der Krieg 
in der Ukraine haben gezeigt, 
dass das Geld bereitgestellt 
werden kann, wenn der not-
wendige politische Wille dafür 
da ist. 
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Änderung der Arbeitszeitverordnung für Lehrerinnen und Lehrer

BBW kritisiert vorgesehene Entlastung als 
zu gering und fordert Nachbesserungen
Kultusministerin Theresa Schopper will Schulleiterinnen und Schulleiter 
entlasten. Dafür soll die Arbeitszeitverordnung für die beamtete Lehrerin-
nen und Lehrer an baden-württembergischen Schulen geändert werden. 
Der BBW begrüßt das Vorhaben im Grundsatz, kritisiert die vorgesehene 
Entlastung jedoch als zu gering und fordert Nachbesserungen.

In § 4 der Lehrerarbeitszeitver-
ordnung vom 8. Juli 2014, der 
jetzt in Abs. 1 Satz 2, Nrn. 1 
und 2 geändert werden soll, 
heißt es zur Unterrichtsver-
pflichtung des Schulleiters:

 > „(1) Aufgabe des Schulleiters 
ist es, die Schule zu leiten. 
Der daneben zu erteilende 
Unterricht bestimmt sich 
nach den Abs. 2 bis 5.

 > (2) Die wöchentliche Unter-
richtsverpflichtung der Schul-
leiter nach § 2 Abs. 1 vermin-
dert sich in Abhängigkeit von 
der Anzahl der Klassen an der 
Schule um die Leitungszeit. 
Diese beträgt 

1.  bei bis zu 20 Klassen:  
1,2 Wochenstunde  
je Klasse,

2.  ab der 21. bis 40. Klasse: 
eine Wochenstunde  
je Klasse, …“

Vorgesehen ist zum 1. August 
2022 die unter Nr. 1 aufge-
führte Anzahl der Wochen-
stunden je Klasse von 1,2 auf 
1,25 zu erhöhen und die eine 
Wochenstunde, die unter Nr. 2 
aufgeführte ist, durch 1,15 
Wochenstunden zu ersetzen. 
„Das ist viel zu wenig,“ sagen 
der BBW und seine Kommissi-
on Bildung und Wissenschaft 
(KBW) in ihrer gemeinsamen 
Stellungnahme zu dem Ände-
rungsentwurf der Lehrerar-
beitszeitverordnung. Wörtlich 
heißt es in der Stellungnahme: 
Seit Jahren fordern wir, die Ar-

beit von Schuleiterinnen und 
Schulleitern wieder leistbar zu 
machen. Schulleitungen neh-
men eine zentrale Schlüssel-
position im Bildungssystem 
wahr. Sie tragen die Gesamt-
verantwortung für ihre Schu-
len und sind für die Umset-
zung bildungspolitischer Vor-
haben zuständig. 

Ihr Anforderungsprofil ist da-
bei über die Jahre immer an-
spruchsvoller, die Menge und 
Komplexität an Aufgaben im-
mer umfangreicher geworden. 
Eine Erhöhung der Leitungs-
zeit ist vor diesem Hinter-
grund überfällig und beson-
ders in der Pandemiesituation 
mit weiterem massivem An-
wachsen der organisatori-
schen Aufgaben dringend an-
gezeigt. Unsere Forderung 
schließt die Erhöhung der Lei-
tungszeit für Schulleiterinnen 
und Schulleiter an beruflichen 
Schulen stets mit ein.

Den nun vorgesehenen Um-
fang der Erhöhung kritisieren 
wir allerdings als deutlich zu 
niedrig. Zweizügige Schulen 
erhalten nicht einmal zwei De-
putatsstunden mehr, fünfzü-
gige Schulen gerade einmal 
vier Stunden. Das ist ange-
sichts des tatsächlichen Ar-
beitspensums der Schulleitun-
gen (auch in den Ferien!) nicht 
mehr als der sprichwörtliche 
Tropfen auf den heißen Stein. 
Für eine wirkliche und spürba-
re Entlastung ist eine wesent-
lich umfangreichere Erhöhung 
nötig.

Die Berechnungsfaktoren für 
die Leitungszeit nach Klassen-
zahlen betragen derzeit bei 
Schulen mit bis zu 20 Klassen 
1,2 Stunden pro Klasse, ab der 
21. bis zu 40 Klassen 1,0 Stun-
den pro Klasse und ab der 41. 
Klasse 0,5 Stunden pro Klasse. 
Für Schulleiter(innen) von klei-
nen Schulen mit weniger als 
acht Klassen beträgt die Lei-
tungszeit zehn Wochenstun-
den (Sockel). Die Mindestfor-
derung der KBW lautet, den 
Berechnungsfaktor für bis zu 
20 Klassen von 1,2 auf 1,4 
Stunden pro Klasse anzuheben 
– so wie es das ursprüngliche 
Konzept zur Entlastung von 
Schulleitungen aus dem Jahr 
2018 vorgesehen hat. Hiervon 
würden alle Schulen, unab-
hängig von der Schulart, mit 
mehr als sieben Klassen profi-
tieren. 

Ergänzend fordern wir, die klei-
nen Schulen stärker in den 
Blick zu nehmen – entweder 
durch einen grundsätzlich hö-
heren Sockel oder durch einen 
Berechnungsfaktor von min-
destens 1,5. Die Leitungszeit 
muss auch deshalb höher als 
jetzt vorgesehen ausfallen, da 
in großen Schulen zusätzliche 
Funktionsstellen ausreichend 
alimentiert werden müssen. 

Wir sind außerdem der An-
sicht, dass § 4 Abs, 1 Satz 2  
Nr. 3 ebenfalls zu ändern ist; 
wir fordern, die Zahl 0,5 durch 
0,8 zu ersetzen. Zudem weisen 
wir darauf hin, dass es mehre-
re Möglichkeiten gibt, um die 

Leitungszeit weiter zu erhö-
hen. Zum einen könnten Schul-
eiter(innen) von der Unter-
richtsverpflichtung befreit 
werden. Darüber hinaus legt 
die Schulleiterin/der Schullei-
ter die Unterrichtsverpflich-
tung der ständigen Vertrete-
rin/des ständigen Vertreters 
und der mit Schulleitungsauf-
gaben betrauten Lehrkräfte 
fest. 

Eine weitere Möglichkeit be-
steht in der Forderung, Assis-
tenzen für die Schulleitungen 
einzusetzen, die es der Schul-
leiterin/dem Schulleiter wei-
terhin erlauben, aktiv zu unter-
richten und trotzdem genü-
gend Kapazitäten für die anfal-
lenden Leitungsaufgaben zu 
haben.

Zuletzt weisen wir auf die Kür-
zung der „Anrechnungsstun-
den für besondere Aufgaben 
der Schulen“ im Jahr 2014 hin, 
wodurch die Schulen beson-
ders stark belastet wurden. Die 
KBW fordert deshalb neben ei-
ner weiteren Entlastung der 
Schulleitungen als nächsten 
Entlastungsschritt für die Schu-
len, die vollständige Rücknah-
me dieser Kürzungen des allge-
meinen Entlastungskontin-
gents. 

Ein Ärgernis ist in diesem Zu-
sammenhang auch die Strei-
chung der „Gymnasien-Entlas-
tung“ von jeweils zwei Stun-
den. Diese war ursprünglich 
eingeführt worden, damit die 
Schulleitungen eine Entlas-
tung für ihren Schulrechtsun-
terricht für die Referendarin-
nen und Referendare erhalten. 
Diese Aufgabe ist den Schul-
leitungen geblieben, die Ent-
lastung wurde aber 2014 ge-
strichen.“ 
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Betriebliches Gesundheitsmanagement – BBW fordert: 

Mehr Geld für den Gesundheitsschutz
Das Land investiert jährlich sechs Millionen Euro in das betriebliche Ge-
sundheitsmanagement (BGM). Zu wenig, mahnt der BBW, zumal sich an 
diesem Betrag seit 2011 nichts geändert hat. Er fordert seit Jahren, die in 
der Landesverwaltung bereitgestellten Mittel für das BGM zu erhöhen und 
eine zentrale Koordinierungsstelle für das BGM auf ministerieller Ebene 
anzusiedeln.

Der Grund für diese Forderung 
ist naheliegend: Ein funktionie-
rendes betriebliches Gesund-
heitsmanagement ist über die 
Bezahlung hinaus ein wichtiger 
Beitrag zur Steigerung der  
Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes. „Das gilt sowohl für 
die Gewinnung von qualifizier-
ten Fachkräften als auch für 
die Bindung von Mitarbeiten-
den“, unterstreicht BBW-Chef 
Kai Rosenberger. Ein verant-
wortungsvolles betriebliches 
Gesundheitsmanagement soll-

te aber nicht nur auf Rücken-
kurse oder Entspannungstrai-
ning begrenzt sein, sprich auf 
Maßnahmen, die im Rahmen 
der Verhaltensprävention tags-
über oder ohne Zeitverlust in 
oder bei der Dienststelle wahr-
genommen werden können. 
Wichtig und entscheidend sei 
auch die Änderung der Verhält-
nisse, die die Gesundheit der 
Beschäftigten belasten, bei-
spielsweise Arbeitsverdich-
tung, zu wenig Stellen. Hierzu 
gehöre auch die Wochenar-

beitszeit, die für Beamtinnen 
und Beamte in Baden-Würt-
temberg 41 Stunden beträgt 
und dringend reduziert werden 
muss, betont der BBW-Vorsit-
zende.

Unabdingbar für ein funktio-
nierendes BGM ist nach Über-
zeugung des BBW, dass die 
Verwaltungsspitze, die Füh-
rungskräfte hinter dem BGM 
stehen und auch hier ihre Vor-
bildfunktion wahrnehmen. Die 
seit rund zwei Jahren andau-

ernde Pandemiesituation mit 
ihren Belastungen habe ge-
zeigt, dass für neue Arbeitsfor-
men wie mobile Arbeit und 
Homeoffice gesundes Führen 
wichtiger ist denn je, sagt Ro-
senberger. Gesundes Führen 
beinhalte ressourcenorientier-
te Mitarbeitergespräche, Wert-
schätzung, Interesse an den 
Menschen und ein strukturier-
tes Schulungsangebot. Ent-
sprechende Schulungen sollte 
es sowohl für Führungskräfte 
geben, beispielsweise zu Kom-
munikation und Coaching, als 
auch für Mitarbeitende mit An-
geboten zum Beispiel zur Ent-
wicklung von Gesundheits-
kompetenzen, Zeitmanage-
ment und Aufbau von Resi-
lienz. 
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SPD-Anfrage zur Reaktion auf Angriffe gegen Bedienstete in Justizvollzugsanstalten 

Justizministerium spricht von Investitionen in 
mehr Sicherheit und zusätzliches Personal
Das Land hat in den zurückliegenden Jahren Geld für mehr Sicherheit der 
Bediensteten im Strafvollzug in die Hand genommen. Das geht aus der 
Stellungnahme des Justizministeriums auf einen parlamentarischen An-
trag von SPD-Abgeordneten hervor. 

Als Reaktion auf die zuneh-
menden Gewalttätigkeiten von 
Gefangenen habe man aber 
nicht nur in die Ausstattung 
der Anstalten mit sicherheits-
technischen Ausrüstungsge-
genständen und technischen 
Hilfsmitteln investiert, heißt es 
in dem Papier. Zugleich sei der 
Justizvollzug insbesondere 
auch mit dem Ziel der Verbes-
serung der Sicherheit in den 
einzelnen Justizvollzugsanstal-
ten in den Jahren 2016 bis 2022 
um 557 Neustellen in nahezu 
allen Laufbahnen verstärkt 
worden.

Auf die Frage der Abgeordne-
ten, „welche konkreten Maß-
nahmen die Landesregierung 
ergreift, um die Bediensteten 
der Justizvollzugsanstalten vor 
Angriffen zu schützen“, hat das 
Ministerium wie folgt geant-
wortet (Drucksache 17 / 1744 
vom 27.01.2022):

„Der Schutz der Bediensteten 
und die Verhinderung von Ge-

walt sind zentrale Aufgaben 
des Justizvollzugs und zugleich 
wesentliches Anliegen der ge-
samten Vollzugsorganisation. 
Mit einer Vielzahl von Maßnah-
men in allen Bereichen des aus 
einem Zusammenspiel baulich-
technischer, administrativer 
und sozialer Elemente beste-
henden Sicherheitssystems ist 
auch die stetige Verbesserung 
der Sicherheitslage für die Be-
diensteten angestrebt. 

In baulich-technischer Hinsicht 
wurden in den vergangenen 
Jahren durch die Vervollständi-
gung der Ausstattung der An-
stalten mit Personennotsignal-
anlagen moderne Alarmie-
rungsmöglichkeiten geschaf-
fen. Mit dem bereits etatisier-
ten Einbau einer entsprechen-
den Anlage in der Justizvoll-
zugsanstalt Schwäbisch Hall 
wird die Ausstattung der gro-
ßen Vollzugseinrichtungen ab-
geschlossen sein. Für den Er-
halt und die erforderlichen Er-
neuerungen werden weiterhin 

im erheblichen Umfang Haus-
haltsmittel aufgewendet. Mit 
der Einrichtung vandalensiche-
rer, kameraüberwachter Haft-
räume in den Justizvollzugsan-
stalten Karlsruhe, Mannheim, 
Offenburg, Ravensburg und 
Stuttgart wurden bauliche 
Maßnahmen zur Erleichterung 
des Umgangs mit besonders 
gefährlichen Gefangenen um-
gesetzt. Als Reaktion auf die 
zunehmenden Gewalttätigkei-
ten von Gefangenen wurde zu-
dem die Ausstattung der An-
stalten mit sicherheitstechni-
schen Ausrüstungsgegenstän-
den und technischen Hilfsmit-
teln durch eine umfangreiche 
Sonderbeschaffung in der ver-
gangenen Legislaturperiode 
deutlich verbessert. Die Verste-
tigung dieses Ausstattungsni-
veaus im Rahmen von Ersatz-
beschaffungen ist vorgesehen. 

In mehreren Anstalten wurden 
auch örtliche Einsatzgruppen 
gebildet, um durch gezieltes 
Training besondere Lagen bes-
ser bewältigen zu können. Die 
in allen Justizvollzugsanstalten 
eingesetzten Sicherheitsbeauf-
tragten und Strukturbeobach-
ter identifizieren auch im Hin-
blick auf die Sicherheit der Be-
diensteten frühzeitig potenziell 
gefährliche Entwicklungen und 
veranlassen geeignete Gegen-
maßnahmen. Im Rahmen der 
Aus- und Fortbildung wurden 
insbesondere die Schulungen 
zur Eigensicherung inhaltlich 
überarbeitet und verbessert. 
Mit der Einführung des 
Übungsgegenstands ETR („Ei-
gensicherung und Transport“) 
– eines Systems einfacher Ab-
wehr- und Zugriffstechniken – 

erhalten die Bediensteten das 
Rüstzeug, Angriffe von Gefan-
genen noch besser abwehren 
zu können. In einigen Justiz-
vollzugsanstalten kam es in 
jüngerer Vergangenheit auch 
zu organisatorischen Änderun-
gen der internen Abläufe, um 
die Anzahl der sich zeitgleich 
frei in einem Anstaltsbereich 
bewegenden Gefangenen zu 
reduzieren. Darüber hinaus ist 
der Justizvollzug insbesondere 
auch mit dem Ziel der Verbes-
serung der Sicherheit in den 
einzelnen Justizvollzugsanstal-
ten in den Jahren 2016 bis 2022 
um 557 Neustellen in nahezu 
allen Laufbahnen verstärkt 
worden. Der uniformierte mitt-
lere Vollzugsdienst, der beson-
ders häufig Angriffen durch 
Gefangene ausgesetzt ist, ist 
dabei mit 463,5 neuen Perso-
nalstellen in besonderer Weise 
gestärkt worden. Schließlich 
darf im unmittelbaren Kontakt 
zu Gefangenen mit Blick auf 
die Sicherheit der Bediensteten 
nicht ausschließlich eine Risiko-
erhöhung gesehen werden. Ge-
rade der im Rahmen einer ver-
fassungskonformen Vollzugs-
gestaltung, welche auf eine ge-
meinsame Unterbringung 
während der Arbeit und der 
Freizeit ausgerichtet ist, vorge-
sehene sachgerechte Umgang 
mit Gefangenen kann idealer-
weise deeskalierend wirken 
und generiert immer wieder 
Hinweise zu geplanten Über-
griffen, welche dann verhin-
dert werden können. Verblei-
ben wird immer ein Restrisiko 
der mangelnden Vorhersehbar-
keit oder auch der unzutreffen-
den Prognose, welches sich bei 
rund 15 000 Personen, die im 
Laufe eines Jahres zumindest 
zeitweilig im baden-württem-
bergischen Justizvollzug unter-
zubringen sind, in einer gewis-
sen Anzahl bedauerlicher Über-
griffe manifestiert.“ 
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BBW fordert die Landesregierung auf:

Kilometergeld bei Dienstreisen anheben 
– doch der Finanzminister blockt ab 
Schleswig-Holstein tut es, Baden-Württemberg tut es nicht: Finanzminister Danyal Bayaz hat auf die 
Forderung des BBW nach Anhebung des Kilometergeldes für Dienstreisen mit dem Privatwagen um-
gehend reagiert und eine solche Maßnahme kategorisch ausgeschlossen. 

Er verwies darauf, dass das 
Landesreisekostenrecht gera-
de erst novelliert wurde. Laut 
einem Bericht des Staatsanzei-
gers signalisierten CDU-Abge-
ordnete zumindest Verständ-
nis für die BBW-Forderung.  

Der BBW hatte die Landesre-
gierung am 10. März 2022 auf-
gefordert, das Kilometergeld 
für Dienstreisen mit dem Pri-
vatwagen umgehend den ge-
änderten Rahmenbedingun-
gen anzupassen. BBW-Chef 
Kai Rosenberger sprach von ei-
ner deutlichen Anhebung der 
Wegstreckenentschädigung 
auf mindestens 45 Cent pro 
Kilometer. Angesichts der 
drastisch davongaloppieren-
den Preise für Diesel und Ben-
zin reichten die 35 Cent pro Ki-
lometer nicht mehr aus, die 
das Landesreisekostenrecht 
gegenwärtig maximal vor-
sieht, erklärte der BBW-Vorsit-
zende. 

Die Ampelregierung hat auf-
grund der Lage auf dem Ener-
giesektor im Februar 2022 – 
und damit zwei Jahre früher als 
geplant – die Anhebung der 
Pendlerpauschale ab dem 
21. Kilometer rückwirkend zum 
1. Januar 2022 von 35 Cent pro 
Kilometer auf 38 Cent pro Kilo-
meter auf den Weg gebracht. 
Eine entsprechende Reaktion 
erwarte der BBW in Bezug auf 
das Landesreisekostenrecht 
jetzt auch von der Landesregie-
rung, erklärte der BBW-Vorsit-
zende. Er räumte zwar unum-
wunden ein, dass der BBW das 
neue Landesreisekostengesetz 
als modernes Reisekostenrecht 
zu schätzen wisse. Zugleich er-

innert er jedoch auch daran, 
dass das Gesetzgebungsverfah-
ren mehr als fünf Jahre gedau-
ert habe bis das neue Landes-
reisekostengesetz zum 1. Janu-
ar 2022 in Kraft trat. In dieser 
Zeit, und ganz besonders in den 
zurückliegenden Wochen, habe 
sich die Welt verändert. Allein 
in den vergangenen zwei Jah-
ren hätten sich die Spritpreise 
mehr als verdoppelt, Tendenz 
steigend, rechnete Rosenberger 
vor und forderte die Landesre-
gierung zum Handeln auf. Mit 
dem Krieg in der Ukraine habe 
dann eine für alle nicht vorher-

sehbare Kostenexplosion der 
Energiepreise begonnen. Auf-
grund der aktuellen Preisent-
wicklung bei den Spritpreisen 
könne sich Grün-Schwarz nicht 
länger darauf zurückziehen, 
dass man wenige Wochen nach 
Inkrafttreten des Landesreise-
kostengesetzes nicht gleich 
wieder die Entschädigungssät-
ze ändern könne. 

Der BBW forderte aber gerade 
dies: Jetzt müssten alle, die 
dienstlich unterwegs sind und 
ihren privaten Pkw für Dienst-
reisen einsetzen, Diesel und 

Benzin teuer bezahlen. Sie hät-
ten ein Anrecht darauf, dass 
der Dienstherr sie entspre-
chend entschädigt, sagte BBW-
Chef Rosenberger und mahnte: 
„Das gilt unabhängig davon, ob 
ein Landesreisekostengesetz 
schon Jahre oder erst zwei Mo-
nate in Kraft ist.“ 

Die Mahnung des BBW ist of-
fensichtlich bei vielen politisch 
Verantwortlichen abgeprallt. 
Geblieben sind Ärger und Ver-
druss der Betroffenen. Sie zah-
len drauf – oder sie lassen das 
Auto stehen. 
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Hauptversammlung der dbb bundesfrauenvertretung nominiert Vorsitzende

Angepeilt: Sitz in der dbb Bundesleitung 
Die Hauptversammlung der dbb bundesfrauenvertretung hat im März getagt, um die Anträge der 
Verbände zum dbb Gewerkschaftstag zu beraten und zu beschließen. Der dbb Gewerkschaftstag 
findet im November 2022 statt.

Die Tagung der dbb bundes-
frauenvertretung fand dieses 
Mal in hybrider Form statt. 
Grob die Hälfte der Mitglieder 
hatten sich am 18. März 2022 
in Berlin im dbb forum in Prä-
senz getroffen, die andere 
Hälfte war online während der 
ganzen Sitzung zugeschaltet. 
Innerhalb eines Tages musste 
die prall gefüllte Tagesordnung 
abgearbeitet werden. 

Mit einer der wichtigsten 
Punkte der Tagesordnung war 
die Nominierung von Milanie 
Kreutz, Vorsitzende der dbb 
bundesfrauenvertretung, für 
den Posten der stellvertreten-
den Vorsitzenden des dbb be-
amtenbund und tarifunion. 
Das Votum der Hauptver-
sammlung war überzeugend: 
Alle Stimmberechtigten waren 
sich einig, dass Milanie Kreutz 
bei der Wahl der Bundesleitung 
beim dbb Gewerkschaftstag 
als Kandidatin der dbb Bundes-
frauenvertretung antreten soll. 
Immer wieder waren Kommen-
tare wie dieser zu hören: „Fähi-

ge Frauen gehören in Füh-
rungspositionen – und sie hat 
die Power dazu!“ Eröffnet hatte 
die Tagung die Vorsitzende der 
dbb bundesfrauenvertretung. 
In ihrem Bericht zur Arbeit der 
Geschäftsführung führte Mila-

nie Kreutz detailliert aus, was 
es an Gesprächen gegeben hat 
und welche Themen vorange-
trieben wurden. Im Anschluss 
daran hat Ulrich Silberbach, der 
Vorsitzende des dbb, die Frau-
envertreterinnen verbandspoli-
tisch auf den neuesten Stand 
gebracht. Ein großes Anliegen 
war ihm, den aus Sicht vieler 
Mitglieder verunglückten Tarif-
abschluss zu erläutern und dar-
zustellen, warum der dbb die-
sem Abschluss zugestimmt hat. 

Im Nachgang zu diesem Vor-
trag gab es auch einige Erwide-
rungen von Frauenvertreterin-
nen verschiedener Landesbün-
de. Auch Heidi Deuschle, die 
Vorsitzende der Landesfrauen-
vertretung des BBW, hat noch-
mals auf die fatalen Auswir-
kungen des TV-L-Abschlusses 
2021, insbesondere für die Ver-
sorgungsempfänger, hingewie-
sen. Danach berichtete Janine 
Dietz über das aktuell laufen-

de Mentoringprogramm und 
die positiven Auswirkungen, 
gerade auch für das Netzwer-
ken der neuen Frauenvertrete-
rinnen.

Bei der Beratung der Anträge, 
die in Themenbereiche wie Di-
gitalisierung, zeitgemäße Per-
sonalentwicklung im öffentli-
chen Dienst, Vereinbarkeit von 
Familie, Pflege und Beruf, Ho-
meoffice und Telearbeit in Zei-
ten nach Corona geclustert wa-
ren, gab es immer wieder gute 
Diskussionen um Inhalte, Ab-
sichten und Ziele, die verfolgt 
werden sollen. Auch die Frau-
envertreterinnen, die online 
zugeschaltet waren, haben sich 
den ganzen Tag rege beteiligt, 
was der Veranstaltung gutge-
tan hat. Anstehende Planungen 
hinsichtlich der Frauenpoliti-
schen Fachtagung, der Durch-
führung von Seminaren, Berich-
te aus dem Bündnis Sorgearbeit 
und aus der Zusammenarbeit 

 < Heidi Deuschle, die Vorsitzende der BBW-Landesfrauenvertretung, zwi-
schen dem dbb Bundesvorsitzenden Ulrich Silberbach und Birgit Renz.

 < Milanie Kreutz (am Rednerpult), die Vorsitzende der dbb Bundesfrauenvertretung, eröffnet die Hauptversamm-
lung im dbb forum in Berlin.
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mit dem Deutschen Frauenrat 
und natürlich die immer sehr 
interessanten Berichte der 
Frauenvertreterinnen der Lan-
desbünde und Mitgliedsge-
werkschaften über ihre Aktivi-
täten und Probleme rundeten 
die Tagung ab.

Am Ende blieb noch der Aus-
blick auf die Tagung der Haupt-
versammlung im September 
2022 in Stuttgart. Die Vorbe-
reitungen dafür sind schon voll 
im Gange. Und alle hoffen auf 
eine gute Veranstaltung in Prä-
senz. 

Reaktion auf Forsa-Umfrage 

Philologenverband fordert zusätzliche  
Investitionen in das Bildungssystem
Der Philologenverband Baden-
Württemberg (PhV BW) hat an-
hand der Ergebnisse einer For-
sa-Umfrage zu aktuellen bil-
dungspolitischen Themen die 
Landesregierung zum Handeln 
aufgefordert. PhV-Vorsitzender 
Ralf Scholl mahnt: „Zusätzliche 
Investitionen in unser Bil-
dungssystem sind dringend er-
forderlich.“ 

Die Forsa-Studie Eltern zeigt 
Handlungsbedarf bei der Auf-
arbeitung der coronabedingten 
Lerndefizite auf und verweist 
auf die Notwendigkeit einer 
besseren Ausstattung der 
Schulen. Für die Studie wurde 
zwischen dem 2. Februar 2022 
und dem 22. Februar 2022 ins-
gesamt 1 006 repräsentativ 
ausgewählte Eltern und Erzie-
hungsberechtigte in Baden-
Württemberg befragt, die ak-
tuell Kinder in der Schule ha-
ben.

Das Ergebnis der Umfrage lässt 
aufhorchen. Auf den Punkt ge-
bracht besagt es:

 > Der Lernerfolg der Kinder 
durch Corona wurde deutlich 
beeinträchtigt. 

 > Die „Rückenwind“-Maßnah-
men zum Aufholen von Lern-
lücken waren bislang nicht 
ausreichend.  

 > Noch immer gibt es kaum 
Raumluftfilter in den Unter-
richtsräumen. 

 > Die Digitalisierung der Schu-
len ist erst auf halber Strecke. 

 > Die überwältigende Mehr-
heit der Eltern ist für Ausbau 
der G9-Angebote. 

 > Die Forderung der Eltern 
nach kleineren Klassen 
kommt deutlich zum Aus-
druck. Auf die Frage nach 
acht- oder neunjährigem 
Gymnasium sprachen sich 
nur sechs Prozent der Eltern 
für ein ausschließliches G8 
aus, 62 Prozent für ein aus-
schließliches G9 und 29 Pro-
zent für eine Wahlmöglich-
keit zwischen G8 und G9. 

Der Philologenverband kommt 
deshalb auch zu dem Schluss: 
91 Prozent der Eltern wollen 
die Möglichkeit von G9 vor Ort. 
„Die Landespolitik muss end-
lich die Konsequenzen aus die-

ser deutlichen Positionierung 
der Eltern aller Schulformen 
ziehen und zusätzliche G9-An-
gebote an den Gymnasien 
schaffen“, fordert der PhV-Lan-
desvorsitzende Ralf Scholl. 

Der Philologenverband nimmt 
die Ergebnisse der Forsa-Um-
frage zum Anlass, um die Lan-
desregierung bei der Aufarbei-
tung der Coronadefizite bei 
den Schülerinnen und Schülern 
in die Pflicht zu nehmen: 

Das Rückenwindprogramm er-
reicht bisher nur 5 Prozent aller 
Schüler. Mehr als die fünffache 
Anzahl hätte aber eine solche 
gezielte Förderung nötig, hat 
aber noch kein passendes An-
gebot erhalten, wie die befrag-
ten Eltern erklären. Die Digitali-
sierung der Schulen ist auf bes-
tenfalls halbem Weg stecken 
geblieben. 52 Prozent der 
Schüler wurde von ihrer Schule 
bisher noch kein Gerät angebo-
ten. Der Schutz der Klassenräu-
me gegen Corona ist auch zwei 
Jahre nach Beginn der Pande-
mie absolut löchrig: Nur ein 
Drittel aller Klassenräume hat 
CO2-Ampeln, nur 14 Prozent 
Raumluftreiniger. Die Inziden-

zen bei den 10- bis 19-Jährigen 
haben Höchststände erreicht. 

Insbesondere die eindeutige 
Bejahung von 94 Prozent der 
Befragten, ob mehr Geld in die 
Schulen und mehr Lehrkräfte 
investiert werden soll, auch 
wenn andere Projekte dafür 
zurückgestellt werden müss-
ten, bewertet Ralf Scholl als 
eine schallende Ohrfeige für 
die bisherige Prioritätenset-
zung der Landesregierung und 
der Kommunen. „Liebe Ent-
scheidungsträger, lassen Sie 
endlich Ihren blumigen Sonn-
tagsreden Taten folgen und in-
vestieren Sie das benötigte 
Geld in unser Bildungssystem, 
damit „the Länd“ nicht weiter 
abstürzt, sondern in der Bil-
dung wieder an die Spitze 
kommen kann! Das ist auch für 
unsere Wirtschaft absolut es-
senziell“, erklärt der PhV-Lan-
desvorsitzende. 
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Seminarangebote im Jahr 2022
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion im Jahr 2022 
folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:

Gesundheits
management
Seminar B100 CH  
vom 24. bis 26. Juni 2022  
in Königswinter.

In diesem Seminar können die 
Teilnehmer ihr „persönliches 
Gesundheitsmanagement“ er-
lernen. Als zentrale Punkte ste-
hen dabei die Fragen „Umgang 
mit und Bewältigung von 
Stress“, die „richtige Ernäh-
rung“ sowie „Bewegung und 
Sport“ im Mittelpunkt. Zudem 
üben Sie, sich zu entspannen, 
erfahren hautnah die Bedeu-
tung von Sport und Bewegung 
und lernen, warum Ernährung 
und Wohlbefinden viel mitein-
ander zu tun haben.

Wochenendseminar 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 146 Euro

n

Persönliche  
Arbeitstechniken
Seminar B076 CH  
vom 25. bis 26. Juni 2022  
in Baiersbronn.

Neue kreative Lösungen mit  
einem umsetzbaren Zeit
management

Der Weg zu einem erfüllten Le-
ben, bei der Arbeit und in der 
freien Zeit, ist einfacher als ge-
dacht. Einfachheit ist der er-
hoffte Ansatz. Einfach hinse-
hen, einfach entrümpeln, was 
im Wege liegt, einfach den Kör-
per und den Geist vom Ballast 
frei machen. Einfach mal ste-
hen bleiben und nicht im 
Hamsterrad alles laufen lassen.

Ein Seminar für Menschen, die 
den Blickwinkel ändern wollen, 
sich auf ihr Wesentliches ein-
stellen und sich trauen, mit 
dem Einfachen anzufangen. Ein 
Seminar für Führungs- und 
Fachkräfte. Zeitmanagement 
ist eine der wichtigsten Kom-
petenzen für gesundes Führen 
und effektive Arbeit.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 146 Euro

n

Tarifrecht
Seminar B051 CH  
vom 3. bis 5. Juli 2022  
in Königswinter. 

Dieses Seminar wird vom Vor-
stand der Landestarifkommis-
sion im BBW ausgerichtet und 
wendet sich vor allem an Kolle-
ginnen und Kollegen, die sich 

für Arbeitnehmerfragen (Tarif-
recht) interessieren.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 146 Euro

n

Personalmanagement: 
Verwaltung der Zukunft
Seminar B106 CH  
vom 3. bis 5. Juli 2022 
in Königswinter.

Verwaltungshandeln und Per-
sonalführung im Lichte von 
Dienstleistungs- und Bürgerser-
vice. Welche Auswirkungen ha-
ben die Veränderungen der letz-
ten Jahre auf Personal und Or-
ganisation? Der Informations-
bürger – Erläuterungen unter 
anderem auch zum Informati-
onsfreiheitsgesetz und anderen.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 146 Euro

n

Seniorenpolitik/Erbrecht
Seminar B164 CH  
vom 6. bis 8. Juli 2022  
in Königswinter.

Dieses Seminar wird von der 
BBW-Landesseniorenvertre-
tung veranstaltet und beschäf-
tigt sich überwiegend mit den 
Themen Erbrecht und Verfü-
gungen.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 146 Euro

n

Dienstrecht
Seminar B115 CH  
vom 10. bis 13. Juli 2022  
in Königswinter.

Im Mittelpunkt dieses Semi-
nars steht das Dienstrecht in 
Baden-Württemberg mit 
Beamten(status)recht, Besol-
dungsrecht und Beamtenver-

sorgungsrecht. Ein weiteres 
Thema ist das Beihilferecht in 
Baden-Württemberg.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 219 Euro

n

Agile Herausforderungen
Seminar B152 CH  
vom 16. bis 18. September 2022 
in Königswinter.

Eigene Teampotenziale und 
Beteiligung an agilen Teams 
ausbauen. 

Was macht eigentlich den Reiz 
an agilen Teams in Organisatio-
nen und Behörden aus? Wir 
wissen, dass agile Teams eine 
positive Motivation in der Ar-
beit auslösen. Die Beteiligten 
arbeiten interessierter und mo-
tivierter zusammen. Konflikte 
lösen sich direkter, sachbezo-
gener und schneller. Das Ver-
ständnis für gemeinsame Be-
lange nimmt zu. Menschen, die 
sich für agile Strukturen und 
agile Teams interessieren, bie-
ten einen Mehrwert an Zusam-
menarbeit und sind in der 
Lage, ihre eigenen Bedürfnisse 
nicht mehr so stark in den Vor-
dergrund zu stellen. Wer seine 
persönlichen Teampotenziale 
ausbaut, fördert das Betriebs-
klima. Interessiert? Dann mel-
den Sie sich an.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 146 Euro

n

Behindertenrecht
Seminar B162 CH  
vom 4. bis 6. Oktober 2022 
in Königswinter.

Dieses Seminar wird vom Ar-
beitskreis Behindertenrecht im 
BBW gestaltet und befasst sich 
vorrangig mit aktuellen The-
men beziehungsweise Prob-
lemstellungen im Zusammen-
hang mit Inklusion und Teilha-
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Für Seminare mit politischem Inhalt wird bei der Bundeszentrale für politische Bildung die Anerkennung als förderungswürdig im Sinne der Vorschriften über  
Sonderurlaub für Beamte und Richter im Bundesdienst beantragt, sodass auch Sonderurlaub nach den landesrechtlichen Vorschriften gewährt werden kann.
Alle Seminare sind auch für Nichtmitglieder offen. Der Teil neh merbeitrag beträgt bei Nichtmitgliedern das Doppelte des ausgewiesenen Betrages.
Anmeldungen können nur über die Landesgeschäftsstellen der Mitgliedsverbände des BBW entgegengenommen werden. Diese halten Anmeldeformulare bereit. 
Eine unmittelbare Anmeldung bei der dbb akademie ist nicht möglich. Anmeldeformulare sowie unser Seminarprogramm finden Sie auch im Internet unter  
www.bbw.dbb.de. Sofern dies bei einzelnen Veranstaltungen nicht ausdrücklich anders angegeben ist, gehören Verpflegung und Unterbringung zum Leistungs- 
umfang. Darüber hinaus verweisen wir auf die weiteren von der dbb akademie angebotenen Seminare, die Sie im Internet unter www.dbbakademie.de finden.

be von Menschen mit Behinde-
rungen im öffentlichen Dienst.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 146 Euro

n

Balance und  
innere Stärke
Seminar B224 CH  
vom 13. bis 15. Oktober 2022 
in Baiersbronn.

Leichter arbeiten und leben 
mit Achtsamkeit

Das Seminar setzt an der Stelle 
an, wo wir uns häufig fragen, 
wie soll es weitergehen? Wir 
schauen nach innen, zu den eige-
nen Herausforderungen und den 
möglichen Lösungen. Sie kom-
men mit Ihren Themen dran. 
Mutiger, weil achtsam sicherer, 
gehen Sie Ihre Fragen und Her-
ausforderungen in der Arbeit an. 
Gute Lösungen setzen ein Inter-
esse an Entwicklungen voraus. 
Diesen Weg gehen wir beim Se-
minar. Melden Sie sich an und 
lassen sich in spirieren, auch in 
der wundervollen Natur des 
Schwarzwaldes.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
für Mitglieder 194 Euro

n

Frauenpolitik
Seminar B305 CH  
vom 2. bis 4. November 2022  
in Baiersbronn.

Dieses Seminar richtet sich an 
die Frauenvertreterinnen der 
Fachorganisationen im BBW. 
Im Mittelpunkt steht, neben 
aktuellen Informationen zum 
Thema, die Optimierung der 
ehrenamtlichen Arbeit für die 
Kolleginnen im öffentlichen 
Dienst.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 194 Euro

n

Schöne neue Arbeitswelt
Seminar B210 CH  
vom 12. bis 14. November 2022 
in Königswinter.

Erfahrene Hasen und junges 
Gemüse – wie geht generatio-
nengerechtes Arbeiten? 

Altersvielfalt ist ein Thema für 
alle Arbeitsebenen. Wir leben 
in den Organisationen aktuell 
mit einem Generationenmix. 
Es treffen sich Babyboomer mit 
Generation X, Y und Z. Ständig 
werden die Karten neu ge-
mischt. Eine größere Alters-
spanne bringt Menschen mit 
unterschiedlichen Lebensent-
würfen, Ideen, Zielen und Ar-
beitseinstellungen zusammen. 
Wie kann das gut werden? 
Was, wenn sich die einen nicht 
mehr anpassen wollen? Wel-
che Arbeitsplätze eignen sich 
für welches Alter? Wie profitie-
ren alle voneinander?

Wir werden uns zu Fachleuten 
unseres eigenen Spektrums 
entwickeln, aber auch sehen, 
wie sich heterogene Arbeits-
gruppen gut entwickeln lassen. 
Seien Sie gespannt. Sie dürfen 
eine vielfältige, überraschende 
Fortbildung erwarten.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 146 Euro

n

Rhetorik
Seminar B197 CH  
vom 20. bis 22. November 2022 
in Königswinter.

Dieses Seminar richtet sich an 
Kolleginnen und Kollegen, die – 
sowohl im Beruf als auch zum 

Beispiel im Ehrenamt – vor grö-
ßerem Publikum Vorträge hal-
ten müssen. Dabei werden ne-
ben dem Erlernen der Grund-
sätze und Regeln für gute Re-
den auch praktische Übungen 
durchgeführt und von einem 
erfahrenen Rhetoriktrainer 
analysiert. Aber nicht nur die 
„freie Rede“, sondern auch eine 
professionelle Vorbereitung des 
Vortrags sollen bei diesem Se-
minar erlangt werden. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 146 Euro

n

Jugendpolitik
Seminar B191 CH  
vom 12. bis 14. Dezember 2022 
in Königswinter.

Dieses Seminar wird von der 
bbw-jugend ausgerichtet und 
befasst sich mit aktuellen The-
men der gewerkschaftlichen 
Jugendarbeit. Weitere Infos 
können bei der bbw-jugend er-
fragt werden.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 146 Euro

n

Über unser Seminarangebot  
hinaus bieten wir auch die 
Möglichkeit, über „Voucher“ 
Seminare der dbb akademie zu 
buchen. Mit diesen Gutschei-
nen besteht die Möglichkeit, 
vergünstigt an Seminaren des 
offenen Programms der dbb 
akademie teilzunehmen.

Interessenten informieren sich 
auf der Homepage der dbb 
akademie (www.dbbakademie.
de) bei den Seminaren im „of-
fenen Programm“ (Kennbuch-
stabe „Q“ vor der Seminar-
nummer) und fragen dann 

beim BBW nach, ob für diese 
Veranstaltung Voucher zur 
Verfügung stehen. Unabhängig 
von dem im Seminarprogramm 
veröffentlichten Teilnehmer-
betrag verringert sich dieser 
durch die Inanspruchnahme 
des Vouchers auf 146 Euro.

Mit diesem neuen Angebot 
wollen wir unseren Mitgliedern 
die Möglichkeit einräumen, zu 
vergünstigten Teilnehmerge-
bühren von dem vielseitigen 
Seminarangebot der dbb aka-
demie Gebrauch zu machen. 

Alle Seminare sind auch für 
Nichtmitglieder offen. Der Teil-
nehmerbeitrag beträgt bei 
Nichtmitgliedern das Doppelte 
des ausgewiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über 
die Landesgeschäftsstellen der 
Mitgliedsverbände des BBW 
entgegengenommen werden. 
Diese halten Anmeldeformulare 
bereit. Eine unmittelbare An-
meldung bei der dbb akademie 
ist nicht möglich. Anmeldefor-
mulare sowie unser Seminar-
programm finden Sie auch im 
Internet unter www.bbw.dbb.
de. Seminare, die die Mindest-
teilnehmerzahl nicht erreichen, 
werden spätestens vier Wochen 
vor dem geplanten Seminarter-
min abgesagt. Daher wird emp-
fohlen, sich zeitnah für die ge-
wünschten Seminare anzumel-
den. Darüber hinaus verweisen 
wir auf die weiteren von der 
dbb akademie angebotenen 
Seminare, die Sie im Internet 
unter www.dbbakademie.de 
finden.

Die vorgestellen Seminare er-
füllen gegebenenfalls die Vor-
aussetzungen zur Freistellung 
nach dem Bildungszeitgesetz 
Baden-Württemberg (BzG BW), 
sofern die Inhalte entweder 
zur beruflichen oder zur ehren-
amtlichen Weiterbildung des/
der jeweiligen Teilnehmers/
Teilnehmerin infrage kommen.



Der Beamtenbund:
Spitze für den öffentlichen Dienst.

Der BBW – Beamtenbund Tarifunion ist die starke
Gewerkschaftsvertretung für Ihre Interessen und 
Ihre Rechte. Solidarisch, kompetent und erfolgreich.
Werden Sie jetzt Mitglied in Ihrer Fachgewerkschaft
– wie mehr als 140.000 Beamte und Tarifbeschäftigte
im Südwesten.

Am Hohengeren 12 . 70188 Stuttgart
Telefon 0711/16876 - 0 . Telefax 0711/16876 -76
E-Mail bbw@bbw.dbb.de . Internet www.bbw.dbb.de

BBW – weil Stärke zählt.
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